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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Protokoll über die Gründung Europäischer 

Schulen 

— Drucksache V/3516 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kahn-Ackermann 


Der Gesetzentwurf wurde in der 201. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 4. Dezember 1968 dem 
Auswärtigen Ausschuß federführend, dem Ausschuß 
für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik mit- 
beratend sowie dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen. Der Auswärtige 
Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung vom 
6. Februar 1969 abschließend behandelt. 

Durch das Protokoll über die Gründung Europä- 
ischer Schulen wird eine einheitliche Rechtsgrund- 
lage für die bestehenden oder noch zu gründenden 
Europäischen Schulen geschaffen, die vor allem für 
Kinder von Bediensteten der Europäischen Gemein- 
schaften bestimmt sind. Bereits jetzt bestehen sechs 
derartige Schulen, u. a. in Brüssel, Luxemburg und 
Karlsruhe, die jeweils von bis zu 2000 Schülern bis 
zur Reifeprüfung besucht werden. 

Nach dem vereinbarten Protokoll sind diese Schu- 
len öffentliche Anstalten mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit. Ihr höchstes Organ ist der Oberste Schul- 
rat, der einstimmig über die Gründung und die 
Finanzierung beschließt, der Vereinbarungen mit 
den Europäischen Gemeinschaften über den Betrieb 


der Anstalt trifft und der den Haushaltsvoranschlag 
genehmigt. Jeder Teilnehmerstaat verfügt über eine 
Stimme. Für die Bundesrepublik Deutschland ist 
festgestellt worden, daß der Bundesminister des 
Auswärtigen und der Präsident der Ständigen Kon- 
ferenz der Kultusminister gemeinsam zuständig sind. 
In dem Protokoll wird Bezug genommen auf die 
Satzung und die Reifeprüfungsordnung der ersten 
Europäischen Schule in Luxemburg aus dem Jahre 
1957, die auch für die übrigen bisher gegründeten 
oder noch zu gründenden Schulen gelten soll. 

Der deutsche Finanzbeitrag wird in der Weise 
geleistet, daß der Bund die Gehälter der deutschen 
Lehrkräfte für die Dauer ihrer Lehrtätigkeit an 
Europäischen Schulen weiterzahlt. Der Aufwand 
hierfür hat 1966/67 insgesamt 2 Mio DM betragen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Vorlage in 
Übereinstimmung mit dem mitberatenden Ausschuß 
für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik ein- 
mütig gebilligt. Der Haushaltsausschuß wird einen 
besonderen Bericht gemäß § 96 der Geschäftsord- 
nung vorlegen. 


Bonn, den 20. April 1969 


Kahn-Ackermann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3516 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 20. April 1969 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Kopf Kahn-Ackermann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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